
Die ersten 100 Tage der neuen
Regierung: Top oder Flop?
Von Jonathan Frühling

Seit einigen Monaten haben wir eine neue Regierung. Es sitzt wieder eine
Person von der SPD im Kanzleramt und auch die Grünen sind zurück. Die
Merkel-Ära ist endlich vorbei. Doch gibt es wirklich einen Grund zum Feiern?
Den  Koalitionsvertrag  haben  wir  bereits  an  anderer  Stelle  ausführlich
a n a l y s i e r t
(http://onesolutionrevolution.de/ampelkoalition-transformation-fuers-kapital/).
Wir haben uns für euch angeschaut, was die Regierung in den ersten 100
Tagen seit ihrer Amtseinführung Anfang Dezember alles gemacht (bzw. nicht
gemacht) hat.

Nochmal eine kleine Zusammenfassung: Die neue Regierung bildet sich aus
einer  Koalition  aus  SPD,  Grünen  und  FDP  (nach  ihren  Farben
„Ampelkoalition“ genannt). Die SPD besetzt das Kanzleramt, sowie u.a. die
wichtigen Ministerien für Inneres, Arbeit, Verteidigung und Gesundheit. Die
Grünen bekommen u.a. das Außen- und das Wirtschaftsministerium, die FDP
u.a. das Finanz- und das Verkehrsministerium. Alleine das Vorhandensein der
neoliberalen FDP an wichtigen Schaltstellen der Regierung und die Tatsache,
dass die SPD in den letzten 23 Jahren 19 Jahre an der Regierung war, sollte
das Gerede vom Aufbruch oder dem frischen Wind lächerlich machen.

Welche Fortschritte wurden erzielt?

Fangen wir mit den augenscheinlich guten Dingen an, die die Regierung
beschlossen hat. Lang ist die Liste sowieso nicht. Der Mindestlohn wird ab
Oktober auf 12 € angehoben und die Lohngrenze für steuerfreie Minijobs von
450  €  auf  520  €  angehoben.  Die  Inflat ion  wird  diese  kleinen
Errungenschaften jedoch leider bald wieder zur Nichte machen und leider
führt  die  höhere  Lohngrenze  bei  Minijobs  eher  zu  Vorteilen  für
Unternehmer_Innen: Denn diese müssen jetzt faktisch noch weniger Geld in
die Renten- und Sozialkassen einzahlen, was zuletzt das Risiko für (Alters-

https://onesolutionrevolution.de/die-ersten-100-tage-der-neuen-regierung-top-oder-flop/
https://onesolutionrevolution.de/die-ersten-100-tage-der-neuen-regierung-top-oder-flop/
http://onesolutionrevolution.de/ampelkoalition-transformation-fuers-kapital/


)Armut bei Arbeiter_Innen verschärft. Außerdem würde eine wirklich soziale
Arbeitspolitik diese Art der Minijobs begrenzen, statt diese weiter attraktiv
zu machen.

Das „Entlastungspaket“ soll höhere Energiepreise teilweise ausgleichen. Es
beinhaltet  eine  höhere  Pendlerpauschale  (die  FDP  lässt  grüßen),  eine
Einmalzahlung von 135 € für Wohngeldempfänger_Innen und den Wegfall
der  EEG-Umlagen  (Endverbraucher_Innen  zahlen  hier  für  die  Förderung
nachhaltiger  Energien).  Dies  als  Tropfen  auf  dem  heißen  Stein  zu
beschreiben,  wäre  sogar  noch  übertrieben.  Die  Energiepreise  steigen
weiterhin massiv, was gerade Menschen geringeren Einkommens zu spüren
bekommen.

Und was ist mit Corona?

Vernünftig  klingende  Forderungen,  wie  die  Legalisierung  von  Cannabis
wurden bisher nicht angepackt. Grund dafür: Man wolle sich zunächst um die
Corona-Krise kümmern. Wer allerdings glaubt, dass endlich der privatisierte
und  kaputtgesparte  Gesundheitssektor  in  Ordnung  gebracht  wird,  wird
enttäuscht.  Die  Regierung setzt  einfach nur  den Kurs  der  schwarz-roten
Koalition fort.  Das bedeutet  eine Herdenimmunität  durch Impfungen und
Infektionen. 200 Tote pro Tag im Wochendurchschnitt sind schon längst nicht
mehr der Rede wert. Eine Impfpflicht, die vielleicht nicht das beste Mittel ist,
aber  doch viele  Leben retten kann,  wird wohl  nicht  mehr verabschiedet
werden. Zwar gibt es noch eine Maskenpflicht und die Pflicht, getestet zu
sein, z.B. in Restaurants oder Kinos, doch auch diese Maßnahmen sollen
noch  im  März  fallen.  Die  Schließungen  von  Schulen  oder  Betrieben
(Freizeitenrichtungen  teilweise  ausgenommen)  sind  mittlerweile  ein
politisches No-Go. Die Regierung gibt vor den Verschwörungsspinner_Innen
auf der Straße und den Bossen des Kapitals klein bei.

Die Kriegsampel

Spätestens seit dem Einmarsch Russlands in die Ukraine steht die Ampel in
Deutschland  auf  Krieg.  Der  bisher  prägendste  Schritt  der  Regierung  ist
nämlich die forcierte Aufrüstung. Deutschland soll einmalig zusätzlich 100



Mrd. € (!) für Rüstungsprojekte ausgeben und dann die Militärausgaben auf
jährlich  2  %  des  BIP  erhöhen.  Das  bedeutet  eine  Steigerung  der
Rüstungsausgaben um über  30 % und erhöht  den Militäretat  auf  knapp
70  Mrd.  €.  Diese  unglaubliche  Zahl  wir  nur  von  den  USA  und  China
übertroffen und liegt auch weit über den Rüstungsausgaben Russlands (55
Mrd.  €).  Übrigens  wurden  auch  schon  Waffen  in  die  Ukraine  (ein
Kriegsgebiet)  geschickt,  was  die  Regierung  bisher  abgelehnt  hat.

Wenn  es  um  Aufrüstung  und  Krieg  geht,  macht  die  Regierung  schnell
Mill iarden  frei.  Wenn  jedoch  unsere  Schulen  marode  &  ohne
Hygienekonzepte  sind,  unsere  Großeltern  an  Altersarmut  leiden  oder
Bekannte im Krankenhaus nicht richtig behandelt werden, heißt es dagegen,
es wäre kein Geld da. An Heuchelei und Militarismus übertrifft das neue
Kabinett die alte Regierung also schon. Mit dem alten Finanzminister Scholz
als Kanzler ist das aber auch nicht verwunderlich.

Die Aufrüstung des deutschen Imperialismus auf unsere Kosten ist also in
vollem  Gange.  Kaum  erwähnt  wird  auch,  dass  die  Regierung  mit  den
Stimmen der CDU beschlossen hat, den Militäreinsatz im Irak fortzusetzen.
Gleiches gilt für die UN-Mission im Südsudan und die anti-Flüchtlingsmission
„Sea-Guardian“ im Mittelmeer. Zwar freut es, dass der Militäreinsatz in Mali
im Mai nicht verlängert werden soll,  allerdings ist  dieser genau wie der
Afghanistan-Krieg offensichtlich gescheitert und soll zudem Mittel für den
Konflikt  mit  Russland  freimachen.  Die  Stationierung  von  350  weiteren
Soldat_Innen (insgesamt dann 850) in Litauen steht auch in diesem Zeichen
und wurde sogar schon vor dem Ukrainekrieg beschlossen.

Zudem sollen weitere Aufklärungsdrohnen aus Israel angeschafft  werden.
Apropos Israel: Natürlich hat die neue Regierung auch eine bedingungslose
Unterstützung des israelischen Apartheitsstaates im Gepäck. Das machte z.B.
Scholz klar, als er Anfang März Israel besuchte. Ein Besuch der besetzen
palästinensischen  Gebiete  oder  auch  nur  lauwarme  Worte  für  den
abgestorbenen Friedensprozesses hielt er unterdessen nicht für notwendig.

Grün ist die Regierung, aber nicht ihre Politik



Unter anderem wegen den Spannungen mit Russland geht es auch in Punkto
Klimaschutz nicht voran. Die Nord Stream II Pipeline, die russisches Gas
nach Deutschland bringen soll, wird, obwohl fertiggestellt, nicht ans Netz
gehen. Stattdessen wird nun weiteres Geld aufgewendet, um Gas-Terminals
zu bauen, um z.B. US-amerikanisches Frackinggas in unsere Heizungen zu
bekommen. Auch der Ausstieg aus der Kohlverstromung 2030 ist nun offiziell
vom Tisch.  Imperialistisches  Säbelrasseln  ist  also  auch dieser  Regierung
wichtiger als unsere Umwelt.

Was fehlt?

Lang ist zudem die Liste von Vorhaben, die trotz relativ einfacher Umsetzung
bisher  nicht  angegangen  wurden.  So  z.B.  die  Einführung  des
elternunabhängigen Bafögs. Zwar hat das Kabinett endlich die Abschaffung
des archaisch wirkenden Verbots  für  Abtreibungen zu „werben“ (§219a),
beschlossen, doch das eigentliche Problem, nämlich, dass Abtreibungen laut
Gesetz verboten und nur bis zur 12 Woche straffrei sind, würde natürlich
auch  nach  der  Abschaffung  von  §219a  bestehen  bleiben.  Selbst  das
erzkonservative und von einer rechten Regierung regierte Kolumbien ist da
schon deutlich weiter (dort sind es 24 Wochen). Leider wurde auch bisher die
Istanbuler-Konvention gegen Gewalt an Frauen immer noch nicht umgesetzt.
Das würde z.B. den Bau von tausenden Frauenhausplätzen miteinschließen.

Zudem kommt Kampf gegen Kinderarmut (jedes 5. Kind in Deutschland lebt
in Armut) nicht voran. Über einen gerade in Zeiten von Inflation mickrigen
Überbrückungszuschuss von 25 € pro Monat wird derweilen heftig diskutiert.
Das lässt vermuten, dass auch die geplante „Kindergrundsicherung“ an der
Situation  nicht  viel  ändern wird.  Eine  satte  Erhöhung von Hartz-IV  und
flächendeckende  und  kostenlose  Betreuungsplätze  werden  leider  nicht
erwogen.

Widerstand ist notwendig!

Wer auch nur irgendwelche Hoffnungen in die neue Regierung hatte, sieht
sich spätestens jetzt der grausamen Realität gegenüber. Kein Aufbruch, kein
Politikwechsel  und schon gar  kein  frischer  Wind erwarten  uns.  Wie  wir



bereits gewarnt haben, bringt die neue Regierung nur eine Fortsetzung und
sogar Verschärfung der kapitalistischen und imperialistischen Politik.

Wir fordern dagegen:

Mehr Hartz IV und Sozialwohnungen!
Für  eine  Rekommunalisierung  des  Gesundheitswesens  und  eine
Abschaffung der Fallpauschalen!
Für  die  Legalisierung  aller  Drogen  &  frei  zugängliche
Aufklärungsangebote!
Mehr  Frauenhausplätze  und  eine  militante  Bewegung  gegen
Sexismus!
Offene Grenzen & Staatsbürger_Innenrechte für alle Menschen!
Keine Aufrüstung, sondern Abrüstung!
Auflösung der imperialistischen Kriegsallianz NATO! Für den Aufbau
einer proletarischen Antikriegsbewegung!
Keine Waffenexporte, wie z.B. an die Ukraine!
Blockade und Sabotage der Waffenindustrie und Kriegslogistik durch
Streiks!

[’solid] Berlin: Was tun mit dem
ersten Schritt nach links?
Lukas Resch

Ein  Beschluss  gegen  den  RGR-Koalitionsvertrag,  ein  Antizionist  im
LandessprecherInnenrat  (LSPR)  und  ein  „Nein  zur  EU  der  Banken  und
Konzerne“,  ein  klares  Bekenntnis  zum Volksentscheid „Deutsche Wohnen
und Co enteignen“: Diese und weitere Entwicklungen in [’solid] Berlin sorgen
seit der letzten Wahl für Aufsehen, bis in die bürgerlichsten Teile der Presse
hinein. Einige Reaktionen aus der eigenen Organisation und der Mutterpartei
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lassen es  scheinen,  als  hätte  man das rote Berlin  ausgerufen.  Von ewig
gestrigen  StalinistInnen  ist  die  Rede,  öffentliche  Hetzkampagnen  gegen
eigene Mitglieder lassen nicht lang auf sich warten. Was ist los in [’solid]
Berlin?

The way so far …
Spricht man mit Mitgliedern, zeigt sich ein positiv gestimmtes Bild: Bei der
Wahl  zum  LSPR  schafften  es  die  linkeren  Basisorganisationen,  diesen
gemeinsam  mit  einigen  neuen  und  vielversprechenden  Gesichtern  zu
besetzen. Auch auf der letzten Landesvollversammlung zeichnete sich ein
deutlich linkeres Bild ab als in der Vergangenheit. Unter anderem wurde
beschlossen:

Eine Aufforderung an die Linkspartei  Berlin,  die Koalitionsverhandlungen
abzubrechen, und an die Mitglieder, gegen den Vertrag und die Koalition mit
den Grünen und der SPD zu stimmen; ein Beschluss gegen die alleinige
Zusammenarbeit mit Jusos und grüner Jugend, um nicht als RGR-Jugend zu
erscheinen. Eine Zusammenarbeit in größeren Bündnissen wird damit nicht
ausgeschlossen.

Dies stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar, auch wenn es weiter
notwendig  sein  wird,  die  Jusos  als  die  Massenjugendorganisation  einer
bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  (1)  zu  gemeinsamen  Mobilisierungen
aufzufordern.  Diese Notwendigkeit  stellt  sich auch bezüglich der Grünen
Jugend, die trotz ihrer ökobürgerlichen Mutterpartei über eine Verankerung
in der Umweltbewegung verfügt.

Eine Einschätzung der „EU der Banken und Konzerne“, die ersetzt werden
soll durch „die Vereinigung europäischer Staaten“ (auch wenn unklar ist, wie
diese  erreicht werden und wie sie aussehen soll), suggeriert immerhin einen
„Bruch mit der EU“ (wobei aufgepasst werden muss, dass nicht einfach für
einen „linken“ Austritt Deutschlands aus der EU eingetreten wird, sondern
für eine sozialistische Vereinigung Europas).

Trotz allem: eine willkommene Entwicklung, die einige Mitglieder von [’solid]



bereits  von einem Linksrutsch sprechen lässt.  Diese Entwicklungen sind,
immerhin,  ein  frischer  Wind,  erst  recht  nach  der  zerschmetternden
Wahlniederlage  der  Linkspartei  bei  der  Bundestagswahl.

Grenzen
Deswegen wollen wir die Situation nutzen, um uns zu positionieren und zur
Diskussion über das weitere Vorgehen etwas beizutragen.

Die neue Zusammenstellung des LSPR ist sicher ein Schritt nach vorne, auch
wenn dieser noch in der kommenden Zeit beweisen muss, ob der radikale Ruf
der ihm vorauseilt, auch entsprechende Taten mit sich bringt.

Die  Ergebnisse  der  Landesvollversammlung  sprechen  ebenfalls  eine
deutliche Sprache. Man stellt sich entschieden gegen die Ausrichtung der
Berliner Linkspartei  und erhebt den Anspruch, eine eigene, sozialistische
Perspektive dagegenzuhalten.

Der erste Dämpfer ist da natürlich, die Abstimmung gegen die RGR-Koalition
verloren zu haben. Von den 50 % der teilnehmenden Linksparteimitglieder
haben 75 % für diese gestimmt.

Wie geht es jetzt also weiter für alle, die sich eine linkere, antikapitalistische
Politik und Linkspartei wünschen und dafür im Jugendverband kämpfen?

Wir  wollen  uns  auf  zwei  Punkte  konzentrieren:  die  Grenzen,  an  die
revolutionäre Jugendliche in  der  Linkspartei  und [’solid]  stoßen,  und die
Taktik, mit der sie kämpfen können.

Zunächst das Ernüchternde: Das, was in [’solid] Berlin passiert – ebenso die
gewisse Bewegung in der Basis der Linkspartei –, stehen einer bundesweit
gegenläufigen  Tendenz  gegenüber.  Real  sind  die  Linkspartei  und  ihr
Jugendverband in den letzten Jahren nach rechts gegangen. Auch wenn sich
in den letzten Wochen eine linke Opposition in Berlin gebildet hat und im
Landesverband Nordrhein-Westfalen nach dem katastrophalen Ergebnis der
Bundestagswahlen ein linker Landesvorsitzender gewählt wurde, so ändert
das  noch  nicht  das  Gesamtbild.  Ramelows  Regierungspolitik  stellt  keine



Ausnahme  dar.  Für  alle  Landesregierungen  mit  LINKE-Beteiligung  gilt:
Mitgehangen, mitgefangen – mit  kapitalistischer Realpolitik.  Und das gilt
auch für Berlin.

Das ist auch kein Zufall oder einfach eine Schwäche gegenüber der größeren
SPD,  sondern  das  Interesse  der  Linksparteiführung  .  Sie  betreibt
reformistische Politik, die immer nur den Kompromiss mit dem Kapitalismus
sucht, mit dem Leute wie Klaus Lederer an sich ganz gut leben können.
Daher ist es für ihn auch kein Problem gewesen, DWe fallen zu lassen.

An die Grenzen dieses Führungsapparates werden alle RevolutionärInnen,
die gern eine andere Linkspartei und ein antikapitalistisches [’solid] hätten,
irgendwann stoßen, solange dieser Apparat die Partei und ihre Strukturen
kontrolliert – so, dass der Apparat die Kontrolle gut behalten kann. Das muss
sich auch in [’solid] niederschlagen, und wenn es der Geldhahn ist, an dem
die Mutter vielleicht mal dreht.

 … and the way ahead
Ohne über diese Grenzen Gedanken anzustellen, wird jeder Versuch, [’solid]
revolutionär umzugestalten, in blindem Aktivismus und Selbstverbrauch oder
aber Anpassung an den erwähnten Apparat enden. Unserer Meinung nach
sollte sich daher jede//r klar machen, dass es bei der Konfrontation mit der
reformistischen  Mehrheit  und  dem  Apparat  um  eine  grundsätzliche
Auseinandersetzung  geht.  Letztlich  vertritt  der  Reformismus  nicht  den
Klassenstandpunkt  der  Lohnabhängigen,  sondern  ordnet  vielmehr  deren
Interessen jenen der herrschenden Klasse unter.

Trotzdem kann sich das Ringen mit dem Apparat lohnen und unzufriedene
Jugendliche in (und außerhalb von) [‚solid] um revolutionäre oder wenigstens
eine  alternative  Politik  zu  RGR sammeln.  Dazu  sollten  die  vorhandenen
Ansätze  der  letzten  Wochen  vertieft  werden.  Konkret  sollten  sich  alle
Jugendlichen zu einer Opposition organisieren – einer Fraktion.

Die  angepeilte  Taktik,  um  die  eigene  Mutterorganisation  mittels  einer
digitalen Kampagne wieder auf die eigenen Werte zu besinnen, begleitet von



Veranstaltungen, kann das nur begrenzt leisten, ist sie doch dazu verurteilt,
vor allem einen Nachhall im eigenen Kreis hervorzurufen.

Darüber hinaus braucht es ein Sammeln um Aktionen wie Demonstrationen
bis hin zu Streiks in Schule und Betrieb und mehr – wenigstens braucht es
jetzt die Debatte darum. Und für sich alleine bringen solche Aktionen auch
noch nichts. Es sollte sich auf einige Forderungen verständigt werden, die
für Jugendliche gerade akut sind, um die mobilisiert werden kann und mit
denen auch andere – Jusos, Grüne Jugend, Gewerkschaftsjugendliche, DWe
usw. angesprochen werden können. Beispiele?

Sofortige Umsetzung des DWe-Volksentscheids! Gerade Jugendliche
können sich das Wohnen ohne (reiche) Eltern nicht leisten! Dazu
braucht  es  eine  Massenbewegung  und  die  Unterstützung  der
Gewerkschaf ten  und  Mieter Innenverbände ,  um  d ie
Vergesellschaftung  durch  politische  Streiks  und  Mietboykotts
durchzusetzen!
Für  eine  echte  Verkehrswende  in  Berlin  –  keine  S-Bahn-
Zerschlagung,  dafür  massive  Einschränkung des  Straßenverkehrs,
Ausbau von S-Bahn und Tram, kostenloser ÖPNV!
Für  die  Kontrolle  über  coronabedingte  Schulöffnungen  und  -
schließungen durch demokratische Komitees der SchülerInnen und
LehrerInnen selbst!

Das sind nur mal drei Beispiele. Der Kampf um solche Forderungen ist einer
gegen die RGR-Regierung, und damit gegen Lederer und Co! Völlig richtig ist
deshalb,  dass  [’solid]  am kommenden Dienstag zu  Protesten gegen RGR
aufruft.

Aber es sind die nächsten Monate, die durchscheinen lassen werden, ob die
gewisse  Dynamik  in  [’solid]  (und Linkspartei)  nach links  weitergetrieben
werden  kann  oder  im  Treibsand  reformistischer  Realpolitik  ausgebremst
wird. Denn trotz aller positiven Berliner Entwicklungen der letzten Monate
im Windschatten der Wahlen – DWe, Krankenhausstreik oder eben auch ein
gewisser Linksdrall in DIE LINKE – gegen die Regierung zu kämpfen wird
eine andere Nummer, in der das Überwinden der defensiven Position mit



davon  abhängen  wird,  ob  sich  revolutionäre,  antikapitalistische  Kräfte
sammeln  können  und  in  [’solid],  Jusos  usw.  reinwirken  können.

Daher sollten sich AntikapitalistInnen ernsthaft überlegen, inwieweit sie in
ihrem Kampf auf die LINKE setzen wollen, die die nächsten fünf Jahre Verrat
schon ab Tag 1 beginnt, oder ob ein revolutionärer Bruch mit der Partei
sinnvoller  ist.  Früher  oder  später  wird  dieser  unserer  Meinung  nach
unausweichlich.  So  oder  so  sind  wir  für  die  Debatte  mit  Euch  offen.

Übrigens: Vor sieben Jahren hat die Jugendorganisation REVOLUTION eine
umfassende Broschüre rausgebracht,  die  [’solid]  kritisch beleuchtete  und
RevolutionärInnen  im  Jugendverband  einen  Handlungsvorschlag  zur
S a m m l u n g  i h r e r  K r ä f t e  m a c h t e  …  i m m e r  n o c h
aktuell: http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Pol
emik_Lukas_M%C3%BCller_2014.pdf

Endnote
(1)  Unter  einer  bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  verstehen  wir  eine
bürgerliche  Partei,  die  sich  jedoch  über  historische  Verbindungen,  über
Gewerkschaften,  proletarische  Mitgliedschaft  und  WählerInnen  auf  die
Klasse  der  Lohnabhängigen  stützt,  mit  dieser  organisch  verbunden  ist.

Ampelkoalition:  Transformation
fürs Kapital
Jürgen Roth, Neue Internationale 261, Dezember 2021/Januar 2022

Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/12/11/ampelkoalition-transformation-fuer
s-kapital/
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Nun ist es amtlich: Seit dem Nikolaustag steht die Koalition aus SPD, Grünen
und FDP. Die Grünen hatten als letzte Partei gleichfarbiges Licht gegeben
und  der  neue  Kanzler,  Olaf  Scholz,  präsentierte  die  Minister_Innenriege
seiner Partei. Ob und welche Geschenke seine Riege auf den Gabenteller
legen wird, wollen wir im Folgenden untersuchen.

Rahmenbedingungen

Eines drängt sich bereits jetzt auf: Dass es auf Bundesebene – erst zum 2.
Mal,  nach  dem  Kabinett  Adenauer  I  -,  jetzt  einer  Dreierkoalition  zum
Regieren bedarf, ist an sich schon ein Zeichen für die schwindende Stabilität
der  bürgerlichen  parlamentarischen  Demokratie.  Dahinter  steckt  der
schwere  Seegang  einer  immer  rauer  werdenden  Konkurrenz  um
Weltmarktanteile.

Dieser wird erst recht Flutwellen zeitigen im Fall einer künftigen Rezession
in Kombination mit den Rechnungen, die Klima- und Coronakrise, die Krise
der EU und der Kampf um die Neuaufteilung der Welt ebenso unerbittlich für
die arbeitenden Klassen ausstellen werden. Wir können also damit rechnen,
dass das Regierungsschiff alles andere als eine klare See durchqueren muss
und  dabei  auch  vom  Kentern  bedroht  ist.  Ein  Überdauern  der
Legislaturperiode kann daher keineswegs als sicher vorausgesetzt werden.

Von einem klaren Kurs ist die Scholz-Crew kaum weniger weit entfernt als
die  geschäftsführende  Bundesregierung.  Zwar  wurde  die  Frist  für
Notmaßnahmen über den 15. Dezember hinaus verlängert, wird über eine
Impfpflicht vermehrt nachgedacht, aber grundsätzlich wird an der Erwartung
eines baldigen Endes der Pandemie festgehalten. Die Strategie schlingert
zwischen  Impfkampagnen  und  bewusster  Durchseuchung  der  jungen
Bevölkerung  (siehe  dazu  den  Artikel  von  Christian  Gebhardt  in  dieser
Ausgabe) hin und her.

Die  oberste  Maxime  bildet  die  Abwendung  eines  Lockdowns  für  das
Großkapital,  gefolgt  von  einer  Vermeidung  der  Überlastung  von
Intensivstationen  und  Krankenhäusern.

Queerpolitischer Aufbruch?



In  der  Geschlechter-  und  Familienpolitik  kündigt  das  Koalitionspapier
umfassende Reformen an. Vorweg: Es handelt sich hierbei tatsächlich um das
fortschrittlichste Kapitel. Bis 2030 soll die Gleichstellung von Frauen und
Männern erreicht sein. Frauen sollen besser vor Gewalt geschützt werden
und der  Gender  Pay Gap,  die  geschlechtlich geprägte  Lohndifferenz soll
überwunden  werden.  Dazu  will  man  das  Entgelttransparenzgesetz
weiterentwickeln und den Klageweg vereinfachen. Warum das reichen soll,
um diesen Ausdruck systematischer Frauenunterdrückung zu überwinden,
steht  in  den  Sternen.  Die  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung  wird
jedenfalls  nicht  angekratzt.  Eher  ist  das  Gegenteil  zu  erwarten.

Der  neue  und  alte  Arbeitsminister,  Hubertus  Heil,  will  Familien,  die
„Alltagshelfer_Innen“ in Anspruch nehmen, 40 % Zuschuss gewähren. Dies
dürfte v. a. Gutverdiener_Innen zugutekommen, die noch zusätzlich durch die
Erhöhung der Minijobobergrenze (siehe unten) in die Lage versetzt werden,
die Hausarbeit auf schlecht bezahlte migrantische Frauen abzuwälzen.

Das  Werbeverbot  für  Abtreibungen  (§  219a)  soll  abgeschafft,
Schwangerschaftsabbruch in die ärztliche Ausbildung aufgenommen werden.
Die gesetzlichen Krankenkassen sollen zahlen. Ob das dazu beitragen wird,
dass  nicht  wie  bisher  nur  wenige  Ärzt_Innen Abtreibungen durchführen,
bleibt indes fraglich, wenn weiterhin § 218 solche Eingriffe verbietet.

D a s  r e a k t i o n ä r e  T r a n s s e x u e l l e n g e s e t z  w i r d  d u r c h  e i n
Selbstbestimmungsgesetz  ersetzt,  dem  zufolge  Selbstauskunft  für  eine
Änderung  des  Eintrags  im  Personenregister  genügt.  Die  Kosten
geschlechtsangleichender  Behandlungen  bezahlt  die  GKV.  Trans-  und
Interpersonen,  die  aufgrund  früheren  Rechts  von  Zwangsoperationen
betroffen  waren,  sollen  entschädigt,  Schutzlücken  im  OP-Verbot  bei
intergeschlechtlichen  Kindern  geschlossen  werden.

Diese  Verbesserungen  sind  zweifellos  zu  begrüßen.  Mit  Ausnahme  der
genannten  Mängel  stellen  auch  die  anderen  geschlechter-  und
familienpolitischen Reformen einen Fortschritt dar. Deren Finanzierung steht
aber auf einem anderen Blatt (vgl. Sparmaßnahmen bei Frauenhäusern) und
wird  ein  notwendiges  Kampffeld  für  die  Umsetzung  der  fortschrittlichen



Regeln  für  die  Arbeiter_Innenklasse  und  geschlechtlich  Unterdrückten
markieren.

Bürgerrechte

Dieser Abschnitt klingt besser, als er ist. Dahinter verbergen sich schließlich
auch Fragen der Überwachungsbefugnisse des Staates – also eigentlich die
Einschränkung von Bürgerrechten.

Die  Sicherheitsgesetze  sollen  bis  Ende  2023  überprüft  werden
(„Überwachungsgesamtrechnung“).  Eine  „Freiheitskommission“  wird
verantwortliche Stellen bei  Gesetzesvorhaben beraten.  Videoüberwachung
soll  nur  an  „Kriminalitätsschwerpunkten“  stattfinden  –  deren  Festlegung
unterliegt  jedoch  weiter  dem Staat.  Sowohl  Vorratsdatenspeicherung  als
auch Bundestrojaner werden weiter mit zusätzlichen geringfügigen Auflagen
( „ L o g i n - F a l l e “ )  z u m  E i n s a t z  k o m m e n  d ü r f e n .  D a s
Demokratieförderungsgesetz  soll  bis  2023  eine  Stärkung  der
„Zivilgesellschaft“ bewirken.  Doch das Zwangsbekenntnis zur „freiheitlich
demokratischen Grundordnung“ entpuppt sich bei näherer Betrachtung als
mögl icher  E inst ieg  zu  e iner  „Extremismusk lause l“  ( z .  B .
Antisemitismusvorwürfe  ggü.  BDS).  Mit  keinem  Wort  geht  das
Koalitionspapier auf die Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses
ein.

Die  letzten  30  Jahre  waren  durch  ungebremste  Verschärfung  der
Kriminalitätspolitik  geprägt.  Die  angekündigte  „Effizienzsteigerung“  in
Strafverfahren  lässt  die  Fortführung  dieser  Kontinuität  vermuten.  Die
Koalition will indes den Eigengebrauch von Cannabis vorsichtig legalisieren
und die Sicherheitsgesetze auf Vereinbarkeit mit den Bürgerrechten prüfen.
Insgesamt  dürfen  aber  solche  kleinen  Verbesserungen  nicht  darüber
hinwegtäuschen,  dass  der  Kurs  auf  eine  Ausweitung  der  staatlichen
Repressionsrechte fortgesetzt wird, wenn auch von einigem konservativen
Ballast entrümpelt.

Mindestlohn und Bürger_Innengeld

Er  soll  auf  12  Euro/Stunde  steigen.  Das  stellt  zwar  einen  nicht  zu



unterschätzenden Schritt nach vorn dar und eine materielle Verbesserung
für  Millionen.  Lt.  Hans-Böckler-Stiftung verdienen zur  Zeit  8,6  Millionen
Beschäftigte weniger als 12 Euro/Stunde. Aber es bleibt ungewiss, ob die
Anhebung schnell eingeführt wird. Sollte er lt. Sondierungspapier noch im 1.
Jahr erhöht werden, schweigt sich der Koalitionsvertrag über Fristen aus. Ab
dem  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  wird  allerdings  auch  die
Minijobobergrenze  von  450  auf  520  Euro  steigen.

Die meisten Verstöße gegen den Mindestlohn gibt es aber gerade hier, sagen
Arbeitsmarktforscher_Innen.  So  erhalten  Minijobber_Innen  meist  keinen
bezahlten  Urlaub,  keine  Lohnfortzahlung  bei  Krankheit.  77  %  bekamen
zuletzt  weniger als 11,50 Euro Stundenlohn. Lt.  IAB-Studie vom Oktober
2 0 2 1  v e r d r ä n g e n  s i e  i n  K l e i n b e t r i e b e n  b i s  z u  5 0 0 . 0 0 0
sozialversicherungspflichtige Stellen. Für Arbeitslose bilden diese eher ein
Ghetto als eine Brücke zur Sozialversicherungspflicht.

Hartz IV heißt jetzt Bürgergeld. Forderten die Grünen noch im Wahlkampf
einen um 50 Euro höheren Regelsatz und ein Ende der Sanktionen, so bleibt
es bei 3 Euro ab 2022. Mitwirkungspflichtig und bürokratischer Schikane
ausgesetzt bleiben auch die Bürgergeldbezieher_Innen.

Außer  der  Tariftreue  für  öffentliche  Aufträge  hat  sich  die  Ampeltroika
d a r ü b e r  h i n a u s  w e n i g  v o r g e n o m m e n .  E i n e  e i n f a c h e r e
Allgemeinverbindlichkeitserklärung für Tarifverträge ist nicht geplant. Die
Talfahrt  bei  der  Tarifbindung  wird  sich  fortsetzen.  So  droht  selbst  die
Anhebung des Mindestlohns – des einzigen handfesten Versprechens für die
Lohnabhängigen  -,  durch  weitere  Deregulierung,  Umstrukturierung  und
Inflation aufgefressen zu werden. Das Bürger_Innengeld entpuppt sich schon
jetzt als Mogelpackung.

Wohnungsbau

Die  Bundesampel  will  das  vom  Bundesverwaltungsgericht  gekippte
kommunale Vorkaufsrecht nur prüfen. Auch eine Öffnungsklausel, die den
Bundesländern die Einführung eines Mietendeckels erlauben würde, ist nicht
vorgesehen.  Wir  erinnern uns:  Das Bundesverfassungsgericht  hatte  diese



Mietenregulierung  des  Landes  Berlin  jüngst  abgelehnt.  Die  weitgehend
wirkungs lose  Mietpre i sbremse  wird  n icht  nachgezogen .
Erhöhungsmöglichkeiten  für  bestehende  Mietverhältnisse  werden
geringfügig von 15 % auf 11 % für einen Zeitraum von 3 Jahren beschnitten.
Die  geplante  Einführung  einer  neuen  Wohnungsgemeinnützigkeit  bleibt
einziger Trost. SPD und Grüne hatten noch im Wahlkampf für „Mietenstopp“
geworben.  Ein  neoliberaler  Kurs  im  Wohnungsbausektor  wird  allenfalls
notdürftig  durch  das  Beschwören  –  vor  allem  privaten!  –  Neubaus
übertüncht .  Der  Ampelvertrag  enthält  fast  ausschl ießl ich
Verschlechterungen.

Gesundheit und Pflege

Lauterbachs  Posten  ist  der  ungeliebteste  in  der  Regierung.  Eine  paar
Verbesserungen  werden  versprochen.  So  soll  in  den  Krankenhäusern
kurzfristig eine verbindliche Personalbemessung, zunächst in Gestalt der von
ver.di,  Deutschem  Pflegerat  und  Krankenhausgesellschaft  erarbeiteten
Pflegepersonalregelung  2.0,  gelten.  Ferner  soll  die  Grenze  zwischen
ambulantem und stationärem Sektor durchlässiger werden. Der Bund wird
allerdings  die  Länder  bei  ihren  Investitionen  im  Rahmen  der  dualen
Finanzierung  nicht  unterstützen.

Aufzupassen gilt es vor allem bei 2 Punkten: Die Herausnahme der Pflege aus
den  Fallpauschalen  seit  Januar  2020  führte  nicht  zum  automatischen
Personalaufbau.  2021 gibt  es  sogar deutschlandweit  4.000 Intensivbetten
weniger als 2020. Die Pflegekräfte werden seitdem zusehends mit Aufgaben
belastet, die vorher sog. Hilfskräfte ausübten. So sehr ein integriertes und
durchlässiges Gesundheitssystem an sich erstrebenswert ist, so muss bei der
neuen Koalition  davon ausgegangen werden,  dass  es  sich  hier  nicht  um
Vorhaben zur Stärkung des öffentlichen auf Kosten des privaten Bereichs
handelt.

Vor  allem  aber:  Alles  steht  letztlich  unter  Finanzierungsvorbehalt.  Im
Gesundheitswesen fehlt es an 130.000 Beschäftigten. Zu den notwendigen
Mitteln, um den Pflegenotstand und die Überlastung der Krankenhäuser zu
beenden, finden sich allenfalls vage Zusagen. Die Fortsetzung der Misere ist



solcherart vorprogrammiert.

Migration

Auch hier finden sich einige an sich begrüßenswerte Absichtserklärungen.
Geduldete mit stets nur kurzfristig verlängerten Aufenthaltsgenehmigungen
(„Kettenduldungen“) sollen mehr Chancen auf ein dauerhaftes Bleiberecht
bekommen.  Geflüchtete  mit  Schutzstatus  dürfen  ihre  Angehörigen
nachholen.

So  weit  einige  Versprechungen.  Die  Einführung  eines  Punktesystems
(„Chancenkarte“) soll im Einwanderungsrecht eine 2. Säule etablieren. Wird
nett verpackt, soll aber letztlich vor allem dazu beitragen, die Anwerbung
jener migrantischen Arbeitskräfte zu erleichtern, die vom Kapital gebraucht
werden – und im Umkehrschluss die Abweisung jener, die nicht verwertet
werden können. Letztlich wird also nur die Segregation unter Migrant_Innen
im Interesse der Wirtschaft neu organisiert.

Zugleich plant die neue Bundesregierung eine „Rückführungsoffensive“, also
beschleunigte Abschiebungen abgelehnter Asylbewerber_Innen, neben einer
Reduzierung  „irregulärer  Migration“.  Die  Außenfestung  der  EU  wird  so
weiter gestärkt.

Finanz-, Steuer- und Verteidigungspolitik

Nicht zufällig bekleidet FDP-Chef Lindner den Posten des Finanzministers.
Die Schuldenbremse soll ab übernächstem Jahr wieder eingeführt werden.
Steuererhöhungen soll es nicht geben. Alles Gerede über Reichensteuer bei
Grünen  und  insbes.  SPD,  seien  es  Erhöhung  des  Spitzensteuersatzes,
Vermögensteuer  usw.,  erweist  sich  als  Makulatur.  Woher  die  nötigen
Investitionen in z. B. Energiewende und Digitalisierung kommen sollen, wird
die Masse der Bevölkerung recht bald im eigenen Portemonnaie merken.

Angesichts der Corona- und Umbaukosten befindet sich die Ampel in einer
Zwickmühle,  also  folgerichtig  auf  Gelb:  Das  Gesamtkapital  gilt  es  zu
erneuern bei gleichzeitigem Sparzwang. Während die Koalition das große
Kapital  und  dessen  Restrukturierung  im  Namen  von  Modernisierung,



Digitalisierung  und  ökologischer  Wende  fördern  wird,  werden  mit  der
Schuldenbremse im öffentlichen Sektor die Daumenschrauben angezogen.
Wie soll  der Ausbau von Bildung, Schulen und Unis so erreicht werden?
Durch private Investor_Innen. Die neoliberale Seite der Ampel lässt grüßen.

Im Koalitionsvertrag findet sich kein wörtliches Bekenntnis zum Ziel, 2 % des
BIP  für  Verteidigung  auszugeben.  Doch  der  Beschaffung  bewaffneter
Drohnen –  nur für  garantiert  demokratische Tötungen zugelassen –  wird
ebenso  zugestimmt,  wie  der  Aufrechterhaltung  eines  glaubwürdigen
Abschreckungspotentials – inkl.  nuklearer Teilhabe Deutschlands, versteht
sich  -,  weltweiten  Militäroperationen  und  Beteiligung  an  der
Konfrontationspolitik der USA das geschriebene Wort gegönnt wird. Unter
Außenmin i s ter in  Baerbock  werden  d ie  t ransa t lan t i sche
Waffengeschwisterschaft und Aggressionsdrohungen bekräftigt. Auch wenn
das Bundesverteidigungsministerium in die Hände der SPD fällt  –  Struck
lässt von der „Verteidigung am Hindukusch“ aus grüßen.

Diese  Kernressorts  der  Regierung  of fenbaren,  was  droht  –
Verschlechterungen  auf  ganzer  Linie.

Umweltpolitik

Apropos Wärme: Da war doch was mit der Erde? Wird der wackere Ritter
Robert  Habeck  mit  seinem  neuen  Superministerium  für  Wirtschaft  und
Umwelt eine Lanze für die Natur brechen? Antwort: eher einen Zahnstocher!
Beim  Kohleausstieg  ist  die  schwammige  Formel  des  Sondierungspapiers
übernommen  worden:  „idealerweise  bis  2030“  statt  2038.  Der  CO2-
Zertifikatepreis  –  eine  „sozial  ungerechte“,  indirekte,  nicht  progressive
Massensteuer  –  soll  nicht  unter  60  Euro/t  sinken.

Die Kohlekraftwerke laufen indes munter weiter.  Ihr Strom wird nämlich
zuerst abgerufen, da das in der Treibhausgasbilanz günstigere Erdgas teurer
ist. Bis 2030 sieht der Koalitionsvertrag einen Anteil erneuerbarer Energien
auf dem Strommarkt von 80 % vor. In 9 Jahren müsste die Erzeugung von
Ökostrom dann aber verdoppelt werden. Am ehrgeizigsten fallen die Ziele bei
der Windenergie auf See aus. Hier mischen ja auch die großen Konzerne am



meisten mit.

Vor  a l l em  im  Verkehr ,  der  in  der  BRD  zu  mehr  a l s  1 /5  zur
Treibhausgasemission  beiträgt,  sieht’s  noch  finsterer  aus.  Ein  Ende  der
Steuerfreiheit für Kerosin und der Subventionen für Diesel ist außer Sicht.
Neuer Autominister wird der FDPler Wissing.

Fazit

„Mehr  Fortschritt  wagen“,  „Bündnis  für  Freiheit,  Gerechtigkeit  und
Nachhaltigkeit“:  Diese  süffisanten  Formeln  aus  dem  Arsenal  der
Volksverdummungsindustrie  namens  Werbung  können  nicht  darüber
hinwegtäuschen, dass die Masse der Lohnabhängigen gerade angesichts der
eingangs geschilderten internationalen Rahmenbedingungen sich nachhaltig
warm anziehen muss.  Das Geschenkpaket,  das Ersatznikolaus Onkel  Olaf
seinen Untertanenkindern aus dem Schuh gezaubert  hat,  erweist  sich in
großen Teilen als vergifteter Köder.

Vor allem Fortschrittlichen steht stets Lindner, der das nötige Kleingeld für
die Blütenträume unserer bunten Dreifaltigkeit genehmigen muss. Der hat
die Hand an einem entscheidenden Machthebel. Das rechtfertigt das Urteil,
das letztlich die rechteste Partei in der VorturnerInnenriege, die FDP, sich
am besten bei den Koalitionsverhandlungen in Szene setzen konnte. Schritte
zur  Rentenfinanzierung,  mehr  private  Investitionen,  Lockerungen  der
Arbeitszeitregeln  untermauern  diese  Einschätzung.  Schließlich  sei  noch
angemerkt: Ostdeutschland mit seinen speziellen Problemen wird nur einmal
auf 178 Seiten erwähnt.

Beinahekanzlerin  Annalena  Baerbock  wird  als  Außenministerin  in  die
ausgetretenen Fußstapfen ihres grünen Vorgängers,  „Jugoslawienbomber“
Joschka  Fischer,  treten  und  in  transatlantischer  Nibelungentreue  einen
verschärft  konfrontativen  Kurs  gegen  China  und  Russland  (Ukraine,
Gaspipeline  Nord  Stream  2)  mitfahren.

In vielerlei Hinsicht könnten die kommenden Jahre entscheidende für eine
längere Periode werden. In der Klimakrise wird in vier Jahren schon sehr
absehbar sein, wie es um die 1,5 °C steht. Der Kampf um die Neuaufteilung



der Welt drängt früher oder später zu Entscheidungsschlachten. Der Umbau
und  die  Erneuerung  der  Industrie  finden  jetzt  statt  –  nicht  für  den
Klimaschutz, wohl aber für die Stellung des deutschen Kapitals in der Welt
entscheidend. Entlassungen, Kürzungen, Armut werden zunehmen.

Warum wir eine Aktionskonferenz brauchen

Der  Rechtsruck  hat  tiefe  Spuren  hinterlassen.  Das  Zerbröckeln  des
bürgerlichen Lagers zeigt sich nicht zuletzt in der 3-Parteien-Regierung. Je
nachdem, wie sie sich den Massen verkauft, kann sie das Hinsterben der
„bürgerlichen  Mitte“  und  den  Rechtsruck  verzögern  oder  verstärken.
Angesichts  neuer  Geflüchtetenbewegungen,  Pandemie  und  vielfachen
sozialen Abstiegs liegen rechtspopulistische bis faschistische Kräfte von AfD
bis Dritter Weg schon auf der Lauer.

Die Stärkung bürgerlicher und rechter Kräfte ist aber nur eine mögliche
Entwicklung. Eine fortschrittliche Alternative dazu wird jedoch nur zu einer
rea len  Mögl ichke i t  werden,  wenn  d ie  Reorganisat ion  der
Arbeiter_Innenklasse  angegangen  wird,  sie  sich  zur  zentralen,
eigenständigen  Kampfkraft  gegen  Krise,  Kapital  und  Klimakatastrophe
aufschwingt. Der Sieg des Berliner Volksentscheides Deutsche Wohnen & Co.
enteignen  oder  die  riesigen  Demonstrationen  der  Umweltbewegung  und
antirassistische Mobilisierungen in den letzten Jahren zeigen, dass auch neue
Potentiale des Widerstandes entstanden sind.

Diese  Mobilisierungen  gilt  es,  zu  stärken  und  zugleich  das  politische
Bewusstsein der AktivistInnen zu erhöhen. Es braucht daher dringend die
Debatte um Ziele und Mittel  unseres Kampfes und darum, wie wir diese
Auseinandersetzungen  wirklich  verbinden  können.  Es  braucht  einen
konkreten  Startpunkt  dafür,  diese  Diskussion  und  einen  gemeinsamen
Kampfplan zur Gegenwehr zu organisieren – eine Aktionskonferenz. Sie sollte
sich  darauf  konzentrieren,  konkrete  Forderungen  und  Kampfmittel
festzulegen,  um  den  Angriffen  von  Rot-Grün-Gelb  und  des  Kapitals
gemeinsam  entgegenzutreten.



Weitere  Kürzungen  im
öffentlichen Dienst – Widerstand
Jetzt!
Berlin, Oberbaumbrücke. Es ist Donnerstag Mittag, 14:00 Uhr. Am Ufer
der Spree beginnen sich Gewerkschafter in Ver.di-Westen, junge und
ältere Beschäftigte zu versammeln. Der Grund ist eine Personalversammlung
unter freiem Himmel – gegen die massiven Kürzungen im öffentlichen Dienst
und  den  einhergehenden  Wegfall  des  so  genannten  Stellenpools.  Auch
Aktivist_innen von REVOLUTION und Arbeitermacht waren anwesend, um
ihre Position einzubringen.

Georg  Ismael  führte  am  Rande  der  Kundgebung  ein  Interview  für
REVOLUTION mit Ines Rohde. Sie ist bei der Ver.di Jugend organisiert und
Vorsitzende der Haupt-Jugend-und-Auszubildendenvertretung Berlins.

REVOLUTION: Was hat dich bewegt heute hierher zu kommen?

Ich  möchte  mich  informieren,  den  Kontakt  zu  den  Kollegen  halten.  Ich
möchte aber nicht nur meine Solidarität bekunden, sondern selbst Stellung
nehmen.  Aktiv  eingreifen!  Viele  der  Anwesenden  sind  Auszubildende,
Jugendliche genau wie ich. Wir sind besonders von der aktuellen Situation im
öffentlichen Dienst betroffen.

 

REVOLUTION: Wie sieht denn die Situation aus?

Gegenfrage: Wann warst du das letzte mal auf einem Bürgeramt? Lange
Wartezeiten, nicht ausreichende Betreuung, abnehmender Service – Das alles
spiegelt  die  Situation  wieder,  die  durch  die  andauernde  Kürzungspolitik
geschaffen wird.

https://onesolutionrevolution.de/weitere-kurzungen-im-offentlichen-dienst-widerstand-jetzt/
https://onesolutionrevolution.de/weitere-kurzungen-im-offentlichen-dienst-widerstand-jetzt/
https://onesolutionrevolution.de/weitere-kurzungen-im-offentlichen-dienst-widerstand-jetzt/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2012/08/ver.di1_.jpg


Aber es sind nicht die Beschäftigten, die Schuld an dieser Situation sind. Wir
arbeiten  hart  und  wollen  denen,  die  zu  uns  kommen  oder  unsere
Dienstleistungen  benötigen,  helfen.  Es  ist  die  aktuelle  Politik,  die  das
verhindert.  So  steht  zum  Beispiel  im  aktuellen  Koalitionsvertrag  von
Schwarz-Rot,  dass  die  Stellen  im  öffentlichen  Dienst  auf  100´000
herabgesenkt werden sollen. Die Situation ist bereits jetzt schlecht. Wie soll
sie erst sein, wenn der Senat seine Pläne umsetzt?

REVOLUTION: Du sprichst von Stellenstreichungen trifft das nicht die
Auszubildenden besonders hart?

Genau!  Momentan  haben  wir  zwischen  350  und  400  Auszubildende
jährlich. Übernommen werden allerdings nur rund 60 vom Land Berlin.

Viele haben berechtigte Angst davor, was nach der Ausbildung kommt.

Es wird noch irrsinniger, wenn man es mit dem Personalabbau vergleicht,
der allein altersbedingt stattfinden wird. Bis 2017 würden nur noch 78% der
jetzigen Beschäftigten arbeiten, wenn es so weiter geht.

REVOLUTION:  Glaubst  du  Schwarz-Rot  betreibt  bewusst  diese
„Ausdünnungspolitik“, indem sie die Arbeitsstellen von Kolleg_innen,
die in Rente gehen, nicht neu vergibt?

Vorstellen könnte ich es mir schon. Man schaue sich doch nur die anderen
Maßnahmen  an:  Einschränkung  der  Mitbestimmungsrechte  von
Gewerkschaften und Beschäftigten, Kürzungen oder der Austritt Berlins aus
den  bundesweiten  Tarifverhandlungen  im  öffentlichen  Dienst,  der  eine
Spaltung  der  Aktionseinheit  der  Kolleg_innen  zur  Folge  hat.

Wichtig  ist  allerdings,  was  wir  fordern  und  tun.  Der  Politik  der
Stellenstreichung  setzen  wir  als  Jugendgewerkschaft  Forderung  wie  die
Übernahme aller Auszubildenden entgegen!

REVOLUTION:  Wie  steht  es  denn  mit  der  gewerkschaftlichen
Organisierung  der  Auszubildenden  im öffentlichen  Dienst?
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R E V O L U T I O N  m e i n t :
Gewerkschaftliche  Organisierung
muss  durch  die  Aktion  gesteigert
werden.

Es könnte besser sein, um nicht zu sagen schlecht in einigen Bereichen.
Allerdings können wir durch entschlossene und kreative Aktionen auch die
Bekanntheit und Wichtigkeit der gewerkschaftlichen Organisierung stärken.
Insofern sollten wir die aktuellen Proteste auch als Chance begreifen.

Auch  in  den  Tarifverhandlungen  im  nächsten  Jahr  sollten  wir  als
Gewerkschaftsjugend eine stärkere Rolle spielen. Doch bis dahin wollen wir
natürlich  nicht  ruhen.  Wir  beteiligen  uns  beispielsweise  auch  an  den
bundesweiten „UmFAIRteilen“ Aktionen am 29. September. In Berlin wollen
wir einen eigenen Block organisieren.

Kurz.  wir  wollen  durch  unsere  Aktionen  den  öffentlichen  Dienst  in  den
öffentlichen Raum tragen!

REVOLUTION: Was ist, wenn das nicht reicht – wenn der Senat darauf
nicht eingeht?

Dann sollten wir über Streiks nachdenken. Die Tarifverhandlungen kommen
bald und so kann es definitiv nicht weitergehen.

REVOLUTION  bedankt  sich  für  das  Gespräch  und  unterstützt  die
Beschä f t ig ten  und  d ie  Gewerkscha f t  i n  den  kommenden
Auseinandersetzungen.  Werde  jetzt  Mitglied  bei  Ver.di,  wenn  du  im
öffentlichen  Dienst  beschäftigt  bist!
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Berliner  S-Bahn:  Krise  geht  in
die nächste Runde
ein Kommentar von Felix Wolkenfuß

Kein November ohne ordendliche S-Bahnkrise. Doch wer nun denkt, dass die
sich dieses Mal wieder auf kappute Räder zurückführen ließe, der irrt. Das
bleibt  vorraussichtlich  dem Dezember  vorbehalten.  Anstelle  der  üblichen
Mängel tritt jetzt ein ganz neues Übel auf den Plan.

Die angebliche Arbeiterpartei  SPD und die berliner CDU haben in ihren
Koalitionsverhandlungen eine neue Möglichkeit zum Kaputtsparen entdeckt:
Die privatisierung der berliner S-Bahn. Beginnen soll der ganze Spaß mit der
Ringbahn und den Strecken im Südosten der Stadt.  Auf diesen Strecken
fahren  rund ein  viertel  der  berliner  Züge.  Diese  sollen  jetzt  europaweit
ausgeschrieben werden.

Was soll denn das heißen?

Ganz einfach: Für die Kolleg_innen die dort arbeiten heißt dies erstmal, dass
nicht garantiert werden kann, dass sie ihren Job in den nächsten Jahren noch
behalten, oder zu welchen Bedingungen sie dort arbeiten müssen.

Für Fahrgäste bedeutet dies in erster Linie noch höhere Fahrpreise und
schlechterer  Service,  ganz  zu  schweigen  von  noch  schlechterem
Chaosmanagement,  sowie  dem  ausbluten  der  öffentlichen  Kassen  durch
weiteren Subventionszwang.

Wieso machen die das dann?

Dass die CDU scheiße ist, wissen wir alle, und auch bei der SPD hat man nur
noch selten Hoffnung, was den politischen Stil angeht. Was jedoch diesmal
besonders pikant rüberkommt ist, dass sich der SPD-Landesparteitag 2010
noch gegen eine Zerschlagung der S-Bahn ausgesprochen hatte und den
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Kolleg_innen  versprach  es  nicht  soweit  kommen zu  lassen.  Ein  weiteres
reformistisches Märchen und ein Schlag ins Gesicht aller Mitarbeiter_innen
des öffentlichen Nahverkehrs.

Was tun?

Ausgefuchst  wie  wir  nun  mal  sind,  sammeln  wir  bereits  seit  Sommer
zusammen mit anderen Gruppen und den Verkehrsgewerkschaften EVG und
GDL Unterschriften für ein Volksbegehren. Ziel dessen soll die Erhaltung und
Sanierung des Betriebs sein, die nicht auf Kosten des Personals oder der
Fahrgäste gehen darf.

Daher unterstütze auch du das Volksbegehren “Berliner S-Bahn-Tisch” und
sammle Unterschriften.  Noch bis  Mitte Dezember haben wir  Zeit  20.000
Unterschriften zusammenzukriegen und wir  sind mit  bisher gesammelten
16.000 auf einem guten Weg. Also ran da!

Website: http://www.s-bahn-tisch.de/


